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Das neue ungariſche Waſſerrechtsgeſetz in ſeinen wichtigſten Be— 
ſtimmungen zum Zwecke der Vergleichung mit dem öſterreichi⸗ 
ſchen Waſſerrechte. Skizzirt von Dr. Johann Bouſek, Advocaten in 
Wiener⸗Neuſtadt. 

Mittheilungen aus der Praxis: 

Zur Frage der Ausweiſung aus dem Gemeindegebiete. Für das Moment der 
Beſcholtenheit iſt nur der Lebenswandel während des Aufenthaltes in der 
betreffenden Gemeinde maßgebend. Moment der Trennung der Ehegatten bei 
Ausweiſungen. 

Geſetze und Verordnungen. 

Perſonalien. 

Erledigungen. 


Das neue ungarische Maſſerrechtsgeſetz 
in ſeinen wichtigſten Beſtimmungen zum Zwecke der Vergleichung 
mit dem öſterreichiſchen Waſſerrechte. 
Skizzirt von Dr. Johann Bouſek, Advocaten in Wiener-Neuſtadt. 


Die Herausgeber der jüngst erſchienenen zweiten Auflage des 
öſterreichiſchen Waſſerrechtes von Karl Peyrer Ritter von Heimſtätt 
haben es verabſäumt, die neueſte und naheliegendſte Erſcheinung auf 
dem Gebiete der Waſſerrechtsgeſetzgebung, nämlich das ſeit 1. Jänner 
1886 in Wirkſamkeit getretene ungariſche Waſſerrecht, zu berückſichtigen, 
und doch trifft bei dieſem Geſetze mehr, denn bei jedem anderen, der 
von dem Verfaſſer ſelbſt in der Vorrede zur erſten Auflage bei der 
Beſprechung der fremdländiſchen Geſetzgebung, als Hilfsmittel für die 
Erklärung der einheimiſchen Geſetze, aufgeſtellte Satz zu: „daß viele 
in unſerer Geſetzgebung nur unvollkommen ausgeſprochene 
Gedanken des modernen Waſſerrechtes einen klareren Aus⸗ 
druck geſunden haben.“ 

Indem wir uns vorbehalten, die eingehendere Vergleichung des 
öſterreichiſchen und ungariſchen Waſſerrechtes in einer beſonderen Schrift 
nachzuholen und hiebei auch einem eminent praktiſchen Bedürfniſſe da⸗ 
durch zu genügen, daß wie unter Einem die vollſtändige Kenntniß des 
Waſſerrechtes unſeres unmittelbaren Nachbarſtaates vermitteln helfen, 
wollen wir hier nur die weſentlichſten Momente jener vergleichenden 
Darſtellung ſkizziren. 

Der geſetzlichen Syſtematik folgend, begegnen wir: 

A) in den allgemeinen Beſtimmungen ſoſort einer Ver⸗ 
ſchiedenheit, die unſer Intereſſe vor allem Anderen in Anſpruch nimmt. 
Es iſt dies die Beſtimmung, daß „Ufer und Bett“ der Gewäſſer 
„Eigenthum“ des „Ufergrundbeſitzers“ und ein untrennbarer Beſtand⸗ 
theil des „Uferbeſitzes“ ſind, während nach öſterreichiſchem Rechte Ufer 
und Bett unabhängig vom Uferbeſitze, als dem an das Ufer im tech— 
niſchen Sinne angrenzenden Beſitze, entweder öffentliches oder wem 
immer gehöriges Privatgut ſein können. 


Während das ungarische Geſetz Ufer und Bett der Gewäſſer aus⸗ 
ſchließlich dem Privateigenthume zuweiſet, vermeidet es eben dieſes 
Geſetz, ein Eigenthum am Gewäſſer ſelbſt zuzulaſſen, befindet ſich 
alſo diesfalls mit der wiſſenſchaftlichen Rechtsauffaſſung in mehrer 
Uebereinſtimmung, als das öſterreichiſche Waſſerrechtsgeſetz. Ohne alfo 
die Unterſcheidung zwiſchen öffentlichen oder Privatgewäſſern zu machen, 
ſchreitet das ungariſche Geſetz 

B) in den befonderen Beſtimmungen 

J. zur Regelung der Benützung der Gewäſſer und handelt 
diesfalls zunächſt 

1. Von den unter freier Verfügung ſtehenden Gewäſſern. 

a) Rechtsſubject des ſogenannten freien Verfügungsrechtes 
kann nach ungariſchem Waſſerrechte nur der Grundbeſitzer ſein, auf 
deſſen Grundſtück die Quelle oder das Grundwaſſer hervorquillt oder 
die atmoſphäriſchen Niederſchläge gefallen ſind. 

b) Rechts object des ſogenannten freien Verfügungsrechtes nach 
ungariſchem Waſſerrechte ſind: 

4. Gewäſſer, welche aus Quellen, 
ſchlägen entſtehen, und 

8. deren Abflüſſe. 

ad a. Als entjtanden find die Gewäſſer anzuſehen, wenn die 
Quelle oder das Grundwaſſer „hervorquillt“ oder die Niederſchläge ge— 
fallen ſind, wenn alſo da wie dort durch natürliche Bewegung das 
Erſcheinen auf der natürlichen Oberfläche des Grundbeſitzthumes er- 
folgt iſt. 

Unfichtbare, unterirdiſche Gewäſſer, die alſo nicht hervorquellen 
und inſoweit ſie nicht hervorquellen oder zu Tage treten, ſind dem in 
Rede ſtehenden freien Verfügungsrechte nicht anheimgeſtellt. Ihre 
Benützung wird beſonders geregelt. 

ad 3. Die Abflüſſe aus den ad 4. bezeichneten Gewäſſern find 
nur inſolange Object des ſogenannten freien Verfügungsrechtes, inſo⸗ 
lange das Waſſer die Grenze des berechtigten Beſitzes nicht verläßt. 

c) Der In halt und Umfang des ſogenannten freien Ver⸗ 
fügungsrechtes beſtimmt ſich, wie folgt: 

der sub a) qualificirte Beſitzer, den wir kurz als Urſprungs⸗ 
beſitzer bezeichnen wollen, iſt in dem ſogenannten freien Verfügungs⸗ 
rechte beſchränkt: 

4. durch die erworbenen Rechte Anderer, welche innerhalb 
ſeines Beſitzthumes zur Geltung kommen, 

6. durch die beſtehenden Benützungsrechte Anderer außer- 
halb des Gebietes ſeines Beſitzthumes, und 

7. durch die Intereſſen Anderer, dieſelben mögen innerhalb 
oder außerhalb ſeines Beſitzthumes zur Geltung kommen. 

ad &. Jene Rechte müſſen vollſtändig gewahrt bleiben, 

ad 3. dieſen Rechten gegenüber iſt nur Schädigung verboten; 

ad 7. die Intereſſen beſchränken das ſogenannte freie Ver⸗ 
fügungsrecht nur dann, wenn es ſich um Arbeiten handelt, durch welche 


Grundwaſſer oder Nieder⸗ 


der Abfluß vorausſichtlich in der Weile ſich ändert, daß fie dadurch 
berührt werden. 

Innerhalb des Rahmens dieſer Beſchränkungen kann der joge- 
nannte Urſprungsbeſitzer über die sub b) bezeichneten Gewäſſer „frei 
verfügen“, und behufs Benützung und Regulirung derſelben oder 
behufs Hintanhaltung der durch dieſelben entſtehenden Schäden „aller lei 
Arbeiten frei ausfuhren“. 

Bei der ſogenannten gemeinen (gewöhnlichen, ohne beſondere 
Vorrichtungen möglichen) Waſſerbenützung kaun der von uns ſo genannte 
Urſprungsbeſitzer weder durch locale Polizeivorſchriften beirrt werden, 
noch hat ihm gegenüber die Behörde eine Ingerenz auf die Bezeichnung 
der Benützungsſtelle. 

Bei derſelben wird auch in der Regel keine der obenangeführten 
Beſchränkungen platzgreifen. 

Bei jeder anderen Waſſerbenützung werden aber in der Regel 
und zumal bei fließenden Gewäſſern alle oder doch die meiſten 
der oben angeführten Beſchränkungen wirkſam werden. 

Wenn man nun das mögliche Privateigenthum am Gewäſſer 
nach öſterreichiſchem Rechte mit dem ſogenannten freien Verfügungsrechte 
nach ungariſchem Rechte vergleicht, ſo gelangt man zu nachſtehenden 
Reſultaten: 

ad a) Rechtsſubject des Privateigenthumes nach öſterreichiſchem 
Rechte kann wer immer und wohl auch der ſogenannte Urſprungs⸗ 
beſitzer, nicht minder aber auch jeder weitere Ufergrundbeſitzer ſein. 

ad b) Rechtsobject des Privateigenthumes nach öſterreichiſchem 
Rechte können alle Gewäſſer ſein, mit alleiniger Ausnahme der 
fließenden und zugleich ſchiff- und floßbaren Gewäſſer. 

al c) Der Inhalt und Umfang der rechtlichen Befugniſſe beider 
Rechtsinſtitute iſt nahezu congruent und nur bei ſtehenden Gewäſſern 
der Nomenclatur entſprechend, indem bei fließenden Gewäſſern in beiden 
Waſſerrechten die Beſchränkungen in der Weiſe die Regel bilden, 
daß die der Nomenclatur entſprechende Freiheit und rückſichtlich Aus— 
ſchließlichkeit der rechtlichen Macht faſt gänzlich in Wegfall kommt. 

Eine weſentliche Verbeſſerung ſcheint auf in der Wahrung der 
„Intereſſen“ Anderer, die nach öſterreichiſchem Rechte ſchutzlos ſind, 
wenn ſie nicht mit den „öffentlichen Rückſichten“ zuſammenfallen. 

d) Hiezu kommt noch die mögliche Einſchräukung des ſoge— 
nannten freien Verfügungsrechtes durch die Behörde. 

„Dort, wo dauernd Waſſernoth beſteht und derſelben nicht 
anders abzuhelfen wäre, kann die Behörde ſelbſt das beſtehende freie 
Verfügungsrecht einſchränken und die Verwendung des Waſſers 
zum Trinken, zum Tränken und zum Hausge brauche unter 
vollſtändiger Schadloshaltung des betreffenden Eigenthümers und unter 
Beobachtung des für Conceſſionen überhaupt feſtgeſtellten Verfahrens 
den Betheiligten geſtatten.“ 

Dieſer Fall hat wohl Aehnlichkeit mit demjenigen, welcher in 
den SS 15 und 16 des böſterreichiſchen Reichs-Waſſerrechtsgeſetzes und 
rückſichtlich in den bezüglichen Paragraphen der Landes-⸗Waſſerrechts⸗ 
geſetze behandelt wird, iſt aber entſchieden mit mehr Klarheit, Deutlich: 
keit und Beſtimmtheit geregelt, als nach öſterreichiſchem Rechte. Das 
ungariſche Geſetz hat hier mit lapidarer Kürze alle jene Grundſätze als 
maßgebend erklärt, welche wir nach öſterreichiſchem Rechte theils aus 
der Natur der Sache, theils aus allgemeinen und anderen Rechts- und 
Geſetzesnormen, theils aus der Geſammtheit der Waſſerrechtsgeſetze als 
folgerichtig aufzuſtellen bemüſſigt ſind. 

2. Wir haben oben erwähnt, daß unterirdiſche Gewäſſer, die 
nicht hervorquellen und inſoweit ſie nicht hervorquellen, dem freien Ver⸗ 
fügungsrechte nicht anheimgeſtellt ſind. 

Hiernach gehört alſo das ſogenannte Grundwaſſer zu denjenigen 
Gewäſſern, über deren Benützung die Behörde verfügt. Nachdem jedoch 
bezüglich der Benützung des ſogenannten Grundwaſſers ſowohl beim 
Gemeingebrauche, als auch beim conceſſionsmäßigen Gebrauche und 
Verbrauche ſchon nach der Natur der Sache beſondere Moda- 
litäten in's Auge zu faſſen ſind, ſo erſcheint im ungariſchen Geſetze 
die Benützung des Grundwaſſers als ſolchen noch beſonders und aus- 
drücklich geregelt. 

Das ungariſche Waſſerrechtsgeſetz ſpricht diesfalls: 

a) Von Brunnen, welche dem Grundbeſitzer das für ſeinen 
gewöhnlichen Lebensbedarſ erforderliche Waſſer liefern; 

b) von Brunnen, welche auch zu wirthſchaftlichen oder indu⸗ 
ſtriellen Zwecken benützt werden, und 
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c) von der Zutagebeförderung von Waſſer mittelſt Bohrungen, 
Galerien und arteſiſchen Brunnen. 

Zunächſt ſind für alle drei Kategorien Minimalentfernungen 
feſtgeſtellt, innerhalb welcher die Anlage ohne behördliche Bewilligung 
überhaupt verboten iſt. Innerhalb der Minimalentfernungen ift aber 
nur die Anlage und Benützung der Brunnen sub a) bedingungslos 
geſtattet, während die Anlagen sub b) und c) und reſpective deren 
Benützung nur unter der Bedingung zuläſſig ſind, daß dadurch die 
bisherige factiſche Benützung anderer Gewäſſer nicht geſchmälert werde 
oder aufhöre. Dieſe ausnahmsloſe Bedingung gilt für jede Ent⸗ 
ſernung und jede auch blos factiſche Benützung. 

Dieſer weit ausreichende Schutz hat offenbar ſeinen Grund in 
der Erwägung, daß die Rückſichten des allgemeinen Wohles nach dem 
heutigen Stande der Wiſſenſchaft über die Einwirkungen des Grund— 
waſſers auf die Bodencultur, auf die klimatiſchen und ſanitären Ver⸗ 
hältniſſe ꝛc. auch bei den unterirdiſchen Gewäſſern im gleich hohen, 
wenn nicht in einem noch höheren Grade, wie bei oberirdiſchen 
Gewäſſern obwalten, und daß die factiſche Benützung gerade des 
Grundwaſſers zumeiſt auf natürlichen, ohne jedwedes Zuthun der 
Betroffenen gegebenen Verhältniſſen (Bodenfeuchtigkeit) beruht, die einen 
beſonderen Rechtserwerb überflüſſig machen. 


Von den das Grundwaſſer betreffenden eben angeführten Beitim- 
mungen des ungariſchen Waſſerrechtes gilt dasſelbe, was wir oben 
ad Zahl 1, lit. d am Schluſſe geſagt haben und wir fügen nur 
noch bei, daß das ungariſche Geſetz noch ausdrückliche Normen über 
die Feſtſtellung eines Schutzrayons für Mineral- und Heilquellen und 
Gewäſſer aufſtellt. 

Nach dieſer Einſchaltung wendet ſich das ungariſche Geſetz 

3. zu den unter behördlicher Verfügung ſtehenden 
Gewäſſern. 

Zu dieſen Gewäſſern gehören eben al he Gewäſſer, welche nicht 
dem ſogenannten freien Verfügungsrechte unterliegen. 

Das behördliche Verfügungsrecht ſtellt ſich, abgeſehen von den 
ſogenannten localen Polizeivorſchriften und abgeſehen von den die Schiff— 
fahrt, die Flößerei, die Holztrift, die Ueberfuhren und Fähren, die 
Fiſcherei und das Bergwerksgewaſſer betreffenden Normen dar, als: 

a) Die Bezeichnung der Stellen, an welchen der ſogenannte 
Gemeingebrauch geſtattet iſt, und 

b) als die behördliche Bewilligung zu jeder anderen Benützung 
des Waſſers. 

ad a) Während das öſterreichiſche Waſſerrecht den Gemeingebrauch 
der Gewäſſer an allen Plätzen geſtattet, die von dieſer Geſtattung nicht 
ausgeſchloſſen ſind, geſtattet das ungariſche Geſetz denſelben nur an jenen 
Stellen, welche zu dieſem Zwecke von der Behörde bezeichnet 
werden und beſchränkt denſelben ausdrücklich auf den gewöhnlichen 
Hausgebrauch und die gewöhnliche Bewäſſerung von Anpflanzungen. Im 
Uebrigen ſtimmen beide Geſetze überein. 

ad b) Was die conceſſionsmäßige Benützung der Gewäſſer an⸗ 
belangt, ſo conſtatiren wir zunächſt 

6. die nachfolgenden Uebereinſtimmungen beider Geſetzgebungen. 

Dieſe beſtehen in den Grundſätzen: 

a) daß jede andere, als die im Gemeingebrauche oder dem Privat⸗ 
rechtsgebrauche, reſpective dem freien Verfügungsrechte gelegene Benützung 
der behördlichen Bewilligung bedarf; 

5) daß die Conceſſion als ſolche unentgeltlich ertheilt wird; 

c) daß die ertheilte Conceſſion, wenn fie nicht ausſchließlich an 
eine Perſon gebunden iſt, die Eigenſchaft eines mit dem betroffenen 
Grundſtücke, reſpective mit dem betroffenen Waſſerwerke verbundenen 
Realrechtes hat; 

d) daß für den conceſſionsmäßigen Gebrauch und Verbrauch einzig 
und allein die Bedingungen der hiezu ertheilten Bewilligung maßgebend 
ſind, und 

e) daß zu jeder gewillkürten Abänderung concedirter Anlagen 
die behördliche Bewilligung eingeholt werden muß. 

8. Beide Geſetzgebungen divergiren principiell in der Frage über 
die Dauer, für welche die Conceſſion zu ertheilen iſt. 

Nach öſterreichiſchem Rechte gilt die Conceſſion als auf immer⸗ 
währende Zeit ertheilt. 

Nach ungariſchem Rechte können Bewilligungen zu Wafler- 
benützungen nur auf eine beſtimmte Zeit, und zwar höchſtens auf 


50 Jahre ertheilt werden. Dies kann nach öſterreichiſchem Rechte aus⸗ 
nahmsweiſe eintreten und nach beiden Rechten kann die Bewilligung 
auch auf Widerruf ertheilt werden. 

Mit Rückſicht auf die obige Divergenz iſt es ſelbſtverſtändlich, 
daß das Inſtitut der Erneuerung abgelauſener Bewilligungen, welches 
das ungariſche Recht kennt, dem öſterreichiſchen Rechte fremd iſt. 

7 Nur theilweiſe ſtimmen die beiden Geſetzgebungen bezüglich 
jener Grundſätze überein, welche 

a) für die Ertheilung, und 

b) für die erzwingbare Abänderung der urſprünglichen Conceſſion 
maßgebend iſt. 

ad g) Diesfalls faßt das ungarische Waſſerrechtsgeſetz zunächſt: 

aa) das Verhältniß zu jenen Waſſerbenützungen in's Auge, welche 
durch andere (Special) Geſetze ihre Regelung finden. Es ſind dies die 
Fiſcherei, Schifffahrt, Flößerei und Holztrift. 

Anlangend die Fiſcherei, ſo hat zwar der Fiſchereiberechtigte auch 
nach ungariſchem Rechte kein Recht des Widerſpruches, er hat aber 
nach ungariſchem Rechte und, da die darauf abzielenden Beſtimmungen 
des Geſetzes vom 25. April 1885, R. G. Bl. Nr. 58, noch nicht in 
Wirkſamkeit ſind, nicht auch nach öſterreichiſchem Rechte den unter beſtimmten 
Vorausſetzungen zugeſtandenen Anſpruch auf Errichtung von Fiſch— 
durchläſſen und Fiſchſtegen und er iſt nach ungariſchem Rechte hierauf 
beſchränkt, während er nach öſterreichiſchem Geſetze das Recht auf an— 
gemeſſene Schadloshaltung hat. 

Anlangend die Schifffahrt, Flößerei und Holztrift, fo beſtimmt 
das ungariſche Geſetz, daß die anderweitige Benützung nur ohne deren 
Schädigung ausgeübt werden kann. 


hb) Bei der Feſtſtellung des Verhältniſſes der durch das 
ungariſche Waſſerrechtsgeſetz ſelbſt geregelten Waſſerbenützungen 
unter einander kommen vorzüglich in Betracht: 

Die Benützung des Waſſers als mechaniſcher Motor und als 
Element der wirthſchaftlichen Production überhaupt und der landwirth— 


ſchaftlichen insbeſondere, demnach ſpeciell die Bewäſſerung und Ent- 


wäſſerung, endlich die Waſſerregulirung als ſolche und die Erzielung 
eines Waſſerüberſchuſſes durch Umgeſtaltung beſtehender Anlagen. 

Während ſich diesfalls nach öſterreichiſchem Rechte die geſetzlichen 
Grundſätze in den Satz zuſammenfaſſen laſſen, daß bei Ertheilung neuer 
Waſſerbenützungsrechte vor Allem die rechtmäßigen Auſprüche der bereits 
beſtehenden Anlagen ſicherzuſtellen und erſt dann die neuen Anſprüche 
nach Thunlichkeit zu befriedigen ſind, wobei dem volkswirthſchaftlich 
wichtigeren Unternehmen der Vorzug gebührt, im Uebrigen aber der 
Waſſerüberſchuß nach Rückſichten der Billigkeit zu vertheilen iſt und daß 
dieſe Grundſätze auch analog anzuwenden ſind, wenn wegen eingetretenen 
Waſſermangels bereits beſtehende Benützungsrechte nicht vollſtandig 
befriedigt werden können, conſtituirt das ungarische Waſſerrecht ein Vor⸗ 
recht des Uferbeſitzers und rückſichtlich desjenigen, der zur Aufrecht⸗ 
haltung des Waſſerlaufes beiträgt und beziehungsweiſe ein Vorrecht des 
oberen gegen den unteren Grundbeſitzer; es conſtituirt ferner die Zu— 
läſſigkeit der gänzlichen oder theilweiſen Expropriation von Waſſer⸗ 
benützungsrechten für Waſſerregulirungen und zur Entwäſſerung (analog 
dem nach dem öſterreichiſchen Meliorationsgeſetze nur Genoſſenſchaften 
zuerkannten Rechte) und conſtituirt endlich außer der ſaſt unbedingt 
zuläſſigen Möglichkeit der „ſonntäglichen Bewäſſerung“ noch die Bir 
läſſigkeit der Expropriation gewerblicher Waſſerbenützungsrechte zu Gunſten 
der landwirthſchaftlichen Production. 

a Die Regelung bei eintretendem Waſſermangel divergirt vollſtändig 
mit dem oben aufgeſtellten Grundſatze des öſterreichiſchen Rechtes, indem 
das ungariſche Geſetz beſtimmt, daß der jüngſte Conceſſionär und unter 
gleichen Verhältniſſen der letzte Benützer den Waſſermangel zu tragen hat. 

ad “) Für die erzwingbare Abänderung der urſprünglichen 
Conceſſion hat das ungariſche Waſſerrecht zu den theilweiſe adaptirten 
Normen des bſterreichiſchen Waſſerrechtes ein vollſtändiges, aber ſachlich 
begründetes Novum geſchaffen, indem es einem neuen Unternehmen das 
Recht auf die erzwingbare Umgeſtaltung der beſtehenden Unternehmung 
zum Zwecke der Erzielung eines Waſſerüberſchuſſes einräumt. 


(Schluß folgt.) 
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Mittheilungen aus der Praxis. 


Zur Frage der Ausweiſung aus dem Gemeindegebiete. Für das 

Moment der Beſcholtenheit iſt nur der Lebenswandel wahrend 

des Aufenthaltes in der betreffenden Gemeinde maßgebend. Mo: 
ment der Trennung der Ehegatten bei Ausweifungen. “) 


Die Gemeindevertretung der Stadt L. hat in der Sitzung vom 
7. April 1885 ordnungsmäßig den Beſchluß gefaßt, den Johann P., 
Schuhmacher aus A., zuſtändig nach R. im Bezirke S., — überſiedelt 
nach L., um daſelbſt den Lederausſchnitt zu betreiben, — ſammt 
Familie im Grunde des $ 11 der Gemeindeordnung aus dem Gebiete 
der Gemeinde A. auszuweiſen. 

Als Motiv erſchien im Protokoll, daß P. ſich nicht des beſten 
Rufes erfreue, daß derſelbe bereits aus dem Gebiete der Stadt A. 
ausgewieſen wurde, und daß er bereits zweimal wegen Verbrechens des 
Betruges abgeſtraft worden ſei. In Folge deſſen erließ der Stadtrath in 
L. unterm 9. April 1885, Z. 2464, das Ausweiſungserkenntniß dahin, 
daß, nachdem ſichergeſtellt iſt, daß P. am 2. Juni 1882 wegen 
Betruges zu 14 monatlicher und am 2. Juli 1883 wegen desſelben 
Delictes zu einer Ömonatlichen Kerkerſtrafe verurtheilt wurde, daher 
die im $ 11 des Geſetzes vom 16. April 1864 geforderte Un- 
beſcholtenheit nicht beſitzt, werde derſelbe ſammt ſeiner Familie in 
Folge Beſchluſſes der Gemeindevertretung vom 7. April 1885 aus 
dem Gebiete der Stadt L. ausgewieſen. Er erhielt demnach die Weiſung, 
die Stadt L. und deren Gebiet mit ſeiner Familie binnen 14 Tagen 
zu verlaſſen. 

Gegen dieſe Entſcheidung brachte Johann P. den Recurs ein, in 
dem er geltend machte, daß durch die von ihm begangenen ſtrafbaren 
Handlungen keine in L. oder in der Nähe wohnende Perſon in Mit- 
leidenſchaft gezogen, ſondern einige auswärtige Firmen geſchädigt wurden. 
Auch ſeien die erwähnten ſtrafbaren Handlungen nicht während des 
Aufenthaltes in L. begangen worden, wo er ſeither ein ganz unbeſchol— 
tenes Leben führe. 

Das Bürgermeiſteramt L. berichtete anläßlich dieſes Recurſes, 
daß es die Ausweiſung im Jutereſſe der öffentlichen Sicherheit für 
nothwendig halte, daß P. während ſeines kurzen Aufenthaltes in L. 
allerdings ſich noch nichts zu Schulden kommen ließ, daß man jedoch 
ſtrafbare Handlungen ſo viel als möglich verhüten müſſe. 

Die Bezirkshauptmannſchaft in L. hat unterm 8. Juni 1885 
dem Recurſe aus den Gründen des gemeindlichen Ausweiſungserkennt— 
niſſes keine Folge gegeben. 

In Folge weiteren Recurſes des Johann P. fand die Statthalterei 
mit Erlaß vom 28. Juli 1885 die angefochtene Entſcheidung inſoweit 
zu beſtätigen, als mit derſelben die Ausweiſung des Johann P. in 
Kraft belaſſen wurde, da derſelbe wegen begangener Verbrechen verurtheilt 
worden ſei und in Folge deſſen nicht als eine Perſon angeſehen werden 
kann, die im Sinne des 11 G. O. einen unbeſcholtenen Lebenswandel 
hat, weshalb die Gemeinde L. berechtigt war, demſelben den Aufenthalt 
in der Gemeinde zu verweigern. 

Dagegen fand die Statthalterei das Ausweiſungserkenntniß, ſo 
weit es ſich auf die Familie des Johann P. bezieht, außer Kraft zu 
ſetzen, weil es nicht zuläſſig erſcheint, Perſonen unter einer Collectiv- 
bezeichnung auszuweiſen. 

Gegen dieſe Entſcheidung recurrirten: 1. Johann P. rückſichtlich 
der Ausweiſung ſeiner Perſon, 2. der Stadtrath in L. gegen die 
Behebung der Ausweiſung der Familie, nämlich der Gattin Thereſia 
und der minderjährigen Kinder Thereſia und Hermine. Der Stadtrath 
machte geltend, daß er ſich nicht für berechtigt erachtete, das Oberhaupt 
der Familie von dieſer zu trennen; daß im Falle einer Trennung 
Johann P. jede Gelegenheit benützen würde, um zu ſeiner Familie zu 
kommen; daß auf dieſe Weiſe die ganze Ausweiſung illuſoriſch gemacht 
würde; endlich daß eine Collectivbezeichnung gewählt wurde, weil 
während der Zeit des Ausweiſungsproceſſes Zuwächſe und Abgänge von 
Familiengliedern erfolgen können. 

Das k. k. Miniſterium des Innern hat diesfalls mit Erlaß vom 
23. November 1885, Z. 16.685, folgenderweiſe entſchieden: 

„Das Miniſterium des Innern findet dem Miniſterialrecurſe des 


Vergl. zu dieſem Falle die Mittheilungen Nr. 51 auf Seite 211 des 
nt 1881 und in Nr. 24 auf Seite 98 des Jahrganges 1884 dieſer 
eitſchrift. 
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Stadtrathes von L. gegen die Eutſcheidung der k. k Statthalterei vom 
28. Juli 1885, Z. 55.681, iuſoferne mit derſelben die verfügte Aus⸗ 
weiſung der Familie des Johann P. aus dem Gebiete der Gemeinde L. 
außer Kraft geſetzt worden iſt, keine Folge zu geben, da rückſichtlich 
der Familie des P. die geſetzlichen Vorausſetzungen für die Anwendung 
des § 11 G. O. überhaupt mangeln. Hingegen findet das Miniſterium 
des Innern dem Miniſterialrecurſe des Johann P. gegen die citirte 
Statthaltereientſcheidung, wornach die gegen den Recurrenten verfügte 
Ausweiſung aus dem Gebiete der Gemeinde L. aufrecht erhalten wurde, 
Folge zu geben, weil auch rückſichtlich ſeiner Perſon die geſetzlichen 
Vorausſetzungen des 8 11 G. O. inſoferne mangeln, als Johann P. 
während ſeines Aufenthaltes in L. mit ſeinen Angehörigen einen une 
beſcholtenen Lebenswandel führt und deſſen Verurtheilungen während des 
Aufenthaltes in A. in dieſer Beziehung nicht als maßgebend augeſehen 
werden können.“ N. 


Gelege und Verordnungen. 
1885. I. Semeſter. 


Verordnungsblatt für die k. k. Landwehr. 

Nr. 1. Ausgeg. am 1. Jänner. — Circularverordnung vom 27. Decem— 
ber 1884, Nr. 20.751355 VI. Verlautbarung der geſetzlichen Beſtimmungen 
über die Verlängerung der zeitweiſen Einſtellung der Wirkſamkeit der Geſchwornen⸗ 
gerichte für die Gerichtshofſprengel Wien und Korneuburg, und der Geltung des 
Geſetzes, betreffend die Einführung von Ausnahmsgerichten in Dalmatien für 
den Gerichtshofſprengel Cattaro. — Circularverordnung vom 29. December 
1884, Praes. Nr. 1855. Ausgabe der Gebühreuvorſchrift für das k. k. Heer 
(J. und II. Theil). 

Nr. 2. Ausgeg. am 27. Jänner. Circularverordnung vom 16. Jänner 
1885, Nr. 20.909 5345 IIa ex 1884. Recruten⸗Contingeutsgeſetz pro 1885. — 
Kundmachung des Miniſteriums für Landesvertheidigung und des Finanzmini— 
ſteriums vom 23. December 1884, womit die nachträgliche Einreihung der 
Gemeinde Terebleſtie in der Bukowina in die 5. Claſſe des Militär-Zins⸗ 
tarifes (R. G. Bl. Nr. 140 ex 1881) verlautbart wird. 

Nr. 3. Ausgeg. am 14. Februar. — Circularverorduung vom 31. Decem⸗ 
ber 1884, Nr. 20.83 1.3725 IV. Gleichſtellung der Bezirks-Feldwebel (Oberjäger) 
mit den Cadet⸗Officiers⸗Stellvertretern (Aſſiſtenzarzt⸗Stellvertretern). — Circular⸗ 
verordnung vom 2. Februar 1885, Nr. 1421 281 IV. Hinausgabe des 1. Nach⸗ 
trages zum Dienſtbuche 6 9a. 

(Fortſetzung folgt.) 


Perſonalien. 

Seine Majeſtät haben dem Miniſter für Cultus und Unterricht Dr. Paul 
Gautſch von Frankenthurn die Würde eines geheimen Rathes tarfvei 
verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Generalmajor Karl vou Blazekovie zum 
Statthalter im Königreiche Dalmatien ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Sectionsrathe des k. und k. gemeinſamen 
oberſten Rechnungshofes Heinrich Wagner anläßlich deſſen Penfionirung den 
Titel und Charakter eines Hofrathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben den mit Titel und Charakter eines Sectionsrathes 
bekleideten Hofſecretär Ludwig Seiler zum wirklichen Sectionsrathe ernannt, 
ferner dem Hofſecretär Bela Saäroſſy-Kapeller von Saros den Titel und 
Charakter eines Sectionsrathed und dem Rechnungsrathe Karl Scherak den 
Titel und Charakter eines Oberrechnungsrathes, beiden tarfrei, verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Bezirksarzt und Sanitätsreferenten Dr. Eduard 
Meusburger zum Regierungsrathe und Landes-Sanitätsreſerenten bei der 
Landesregierung für Kärnten ernannt. 

Seine Majeſtät haben den Viceſecretär der ſtatiſtiſchen Centralcommiſſion 
Dr. Karl Hugelmann anläßlich ſeiner Berufung als Schriftführer und 
Präſidialſecretär des Reichsgerichtes zum Hoſſecretär ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Magiſtratsdirector Alois Bittmann das 
Ritterkreuz des Franz Joſeph⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Generaldirector der öſterreichiſchen Nordweſt⸗ 
bahn Hofrathe Dr. Guſtav Robert Groß die Allerhöchſte Anerkennung aus⸗ 
drücken laſſen, ferner dem Generalſecretär⸗Stellvertreter der Südbahngeſellſchaft 
kaiſerlichen Rathe Franz Traeger Edlen von Rhonhof und dem Central⸗ 
inſpector der Lemberg⸗Czernowitz-Jaſſy Eiſenbahngeſellſchaft Dr. Heinrich Gintl 
taxfrei den Titel eines Regierungsrathes, dem Oberinſpector der Kaiſer Fer⸗ 
dinands⸗Nordbahn Johann Caſtellez und dem Betriebsinſpector dieſer Bahn 
Karl Schwarz taxfrei den Titel eines kaiſerlichen Rathes, dann dem Ober- 
inſpector der öſterreichiſchen Nordweſtbahn Eduard Lill und dem Betriebs- 
inſpector der mähriſch⸗ſchleſiſchen Centralbahn Johann Haluska in Jägerndorf 
das Ritterkreuz des Franz Joſeph⸗Ordens, dem Stationschef der mähriſch⸗ſchle⸗ 
ſiſchen Centralbahn Karl Roßmann in Olmütz das goldene Verdienſtkreuz mit 
der Krone und dem Stationschef der öſterreichiſchen Nordweſtbahn Oskar von 
Obenau in Deutſchbrod das goldene Verdienſtkreuz verliehen. 


Seine Majeſtät haben den Hilfsämter-Directionsadjuncten des Mini— 
ſteriums für Landesvertheidigung Karl Weinberger und Rudolph Sigmund 
den Titel und Charakter eines Hilfsämter⸗Directors verliehen. 

Der Finanzminiſter hat den Finanz⸗Obercommiſſär Joſepvy Meßmer 
zum Finanzrathe, den Finanzeommiſſär Nikolaus Roſſini zum Finanzſecretär 
und den Finanzeommiſſär Natalis Felicinovich Edlen von Treuſtern zum 
Finanz⸗Obercommiſſär der Finanz⸗Laudesdirection in Zara ernannt. 

Der Finanzminiſter hat die Rechnungsrevidenten Franz Reis ner und 
Franz Schwarz zu Rechnungsräthen der Finanz⸗Landesdirection in Prag 
ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Steuerinſpector Adolph Hofmann zum 
Steuer⸗Oberinſpector der Bukowinger Finauz⸗Direction ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Hilfsämter-Directionsadjuncten Joſeph 
Weidner zum Hilfsämter-Director, dann die Kanzlei-Officiale Wilhelm Dier- 
kes, Franz Kaiſer, Eduard Deitl und Wilhelm Deutſch zu Hilfsämter— 
Directionsadjuncten im Finanzminiſterium ernannt. 


Erledigungen. 

Forſtinſpections⸗Adjunctenſtelle in der zehnten Rangsclaſſe, mit Reiſe⸗ 
pauſchale von 300 fl. und Kanzleipauſchale von 36 fl. bei den politiſchen 
Behörden in Steiermark, bis Ende Mai. (Amtsbl. Nr. 93.) 

Forſtaſſiſtentenſtelle in der eilften Rangsclaſſe bei der k. k. Forſt⸗ und 
Domänendirection in Gorz, bis Mitte Mai. (Amtsbl. Nr. 94.) 

Vier Kanzliſteuſtellen im k. k. Handelsminiſterium in der eilften Rangs⸗ 
claſſe, bis Ende Mai. (Amtsbl. Nr. 95.) 

Bezirkscommiſſärs⸗, eventuell Statthalterei-Coneipiſtenſtelle im Bereiche 
der k. k. Statthalterei für Tirol und Vorarlberg in der neunten, eventuell 
zehnten Rangsclaſſe, bis 5. Mai. (Amtsbl. Nr. 95.) 


Verlag 
der Manz'schen k. k. Hof-Verlags- und Universitäts- Buchhandlung in 
Wien, J., Kohlmarkt 7. 
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k. k. Verwaltungsgerichtshofes. 
Zusammengestellt auf dessen Veranlassung 
von 
Dr. Adam Freiherrn von Budwinski, 
Rath des k. k. Verwaltungsgerichtshotes. 
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Der laufende Band X — Jahrgang 1886 — der 


Erkenntnisse 


des 


k. k. Verwaltungsgerichtshofes 


gelangt auch, wie bisher üblich, in einzelnen Bogen zur bequemen Benützung 
für die interessirenden Kreise sofort nach Ausgabe zur Versendung und nimmt 
der obige Verlag, sowie alle Buchhandlungen darauf Bestellungen entgegen. 
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General-Index zur amtlichen Ausgabe der Erkenntnisse des k. k. Ver- 
waltungsgerichtshofes. Band I bis V „ „ i 1a 

Verwaltungsgerichtshof-Erkenntnisse nach $ 6 des Ges. v. 22. Okto- 
ber 1875, R. G. Bl. Nr. 36 ex 1876, geschöpft ohne 
vorausgegangene mündliche Verhandlung. Zusammengestellt von 
Dr. Adam Fre ih. von Budwinski. 


I. Heft, Jahrgang 1876—1878 . i 
e 05 1879 - 1880. l 
e 5 1881-1882 „ 
IV 8 1883 1884 1.— 


pHiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſummt 
den Erkenntuiſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilage: 
Bogen 50 und 31 der Erfenutniffe 1885. 


Mit einer literariſchen Beilage: Audree, Allge⸗ 
meiner Handatlas. 
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